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Sehr geehrte Mandanten,

wenn Sie durch einen Steuerberater vertreten werden, genießen Sie

automatisch eine Fristverlängerung zur Abgabe der Einkommensteuer-

erklärung bis zum Ende des Folgejahres. Ab 2018 verlängert sich diese

Frist sogar noch bis Ende Februar des zweiten auf den Besteuerungs-

zeitraum folgenden Kalenderjahres.

Dennoch kommt es leider immer wieder vor, dass das Finanzamt die

Steuererklärung vorzeitig anfordert. Wird dann der verfrühte Termin

nicht eingehalten, möchte der Fiskus Verspätungszuschläge kassieren.

So einfach ist das jedoch nicht. Zwar besteht grundsätzlich die Mög-

lichkeit, eine Steuererklärung vorzeitig anzufordern - diese Anforde-

rung muss dann jedoch auch ausreichend begründet sein. Aussagen

wie "im Interesse einer ordnungsgemäßen Durchführung des Besteue-

rungsverfahrens wird die Steuererklärung vorzeitig angefordert" rei-

chen nicht.

Dennoch finden sich immer wieder solch nichts sagende Begründun-

gen für die vorzeitige Anforderung einer Steuererklärung. Tatsächlich

ist die Aufforderung zur Abgabe dann jedoch rechtswidrig! Zwar kann

diese Rechtswidrigkeit durch das Nachreichen einer ausreichenden

Begründung geheilt werden, allerdings geht dies nur bis zur Abgabe der

Erklärung.

Daraus folgt: Wurde die Steuererklärung innerhalb der üblichen Abga-

befristen, jedoch nach dem vorzeitig gewollten Termin, eingereicht,

dürfen Verspätungszuschläge nicht erhoben werden. Sowohl die Auf-

forderung zur Abgabe als auch die Festsetzung eines Verspätungszu-

schlages ist dann rechtswidrig und aufzuheben, so der BFH (Az: VIII R

52/14).

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.09.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

 � Einkommensteuer

 � Kirchensteuer

 � Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.09. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Sep-

tember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.09.2017.

Scheidungskosten: Nicht mehr als außergewöhnliche 
Belastung abziehbar

Scheidungskosten sind anders als nach der bisherigen Rechtsprechung 

aufgrund einer seit 2013 geltenden Neuregelung nicht mehr als außer-

gewöhnliche Belastung abziehbar. Der BFH hat entschieden, dass die 

Kosten eines Scheidungsverfahrens unter das neu eingeführte Abzugs-

verbot für Prozesskosten fallen. 

Seit der Änderung des § 33 EStG im Jahr 2013 sind Aufwendungen für 

die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) grundsätzlich vom Ab-

zug als außergewöhnliche Belastung ausgeschlossen. Nach § 33 Ab-

satz 2 Satz 4 EStG greift das Abzugsverbot nur dann nicht ein, wenn 

der Steuerpflichtige ohne die Aufwendungen Gefahr liefe, seine Exis-

tenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse 

in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können.

Auf diese Ausnahmeregelung berief sich die Klägerin. Sie machte in 

ihrer Einkommensteuererklärung Aufwendungen für ein Scheidungs-

verfahren als außergewöhnliche Belastung geltend. 

Anders als das Finanzgericht sah der BFH die Voraussetzungen des § 33 

Absatz 2 Satz 4 EStG in einem solchen Fall nicht als gegeben an. Der 

Ehegatte wende die Kosten für ein Scheidungsverfahren regelmäßig 

nicht zur Sicherung seiner Existenzgrundlage und seiner lebensnotwen-

digen Bedürfnisse auf. Hiervon könne nur ausgegangen werden, wenn 

die wirtschaftliche Lebensgrundlage des Steuerpflichtigen bedroht sei. 

Eine derartige existenzielle Betroffenheit liege bei Scheidungskosten 

nicht vor, selbst wenn das Festhalten an der Ehe für den Steuerpflich-

tigen eine starke Beeinträchtigung seines Lebens darstelle. Zwar habe 

der BFH die Kosten einer Ehescheidung bis zur Änderung des § 33 EStG 

im Jahr 2013 als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt. Dies sei 

nach der Neuregelung jedoch nicht länger möglich. Denn dadurch 

habe der Gesetzgeber die Steuererheblichkeit von Prozesskosten auf 

einen engen Rahmen zurückführen und Scheidungskosten vom Abzug 

als außergewöhnliche Belastung bewusst ausschließen wollen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 18.05.2017, VI R 9/16

Elektronische Steuererklärung:  
Elster-Internetauftritt bekommt neues Gewand

Der Elster-Internetauftritt bekommt ein neues Gewand. Wie Hessens 

Finanzminister Thomas Schäfer am 19.07.2017 mitteilte, geht der 

neu konzipierte Webauftritt der elektronischen Steuererklärung am 

25.07.2017 an den Start. Schäfer ist zugleich Bevollmächtigter für E-

Government und Informationstechnologie des Landes (CIO).

Die bisherigen Elster-Webseiten und das ElsterOnline-Portal würden 

zu einem gemeinsamen Internetauftritt zusammengeführt, so das Fi-

nanzministerium Hessen. Der private Bereich nach dem Login des An-

wenders heiße dann „Mein ELSTER – Ihr Online-Finanzamt“ und werde 

deutlich benutzerfreundlicher. Beispielsweise sei der Registrierungs-

prozess neu strukturiert worden. Der gesamte Ablauf werde dem Be-

nutzer nun vorab kurz und übersichtlich erklärt. Zusätzlich sei eine so 

genannte Fortschrittsanzeige eingeführt worden, die es dem Benutzer 
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ermöglicht, den jeweiligen Prozessschritt nachzuvollziehen. Das neue 

„Cockpit“, also die Startseite im „privaten Bereich“, biete eine Auswahl 

an Profilen, aus der sich der Benutzer das passende auswählen könne. 

Er bekomme anschließend die wichtigsten Formulare gleich auf der 

Startseite angezeigt, ohne diese suchen zu müssen. Bei Privatanwen-

dern etwa seien dies die Einkommensteuerklärung und der Einspruch.

„Die Abgabe von Steuererklärungen und die Nutzung weiterer Online-

Dienste der Steuerverwaltung, etwa der Belegabruf im Rahmen der 

vorausgefüllten Steuererklärung, werden durch die Überarbeitung des 

Layouts, der Benutzerführung und des Hilfesystems ebenfalls erleich-

tert“, informiert Schäfer. So seien in den Steuerformularen automa-

tische Berechnungen und sofortige Plausibilitätsprüfungen eingeführt 

worden, die die Handhabung für den Benutzer vereinfachen. Das neue 

Portal laufe auf den gängigen Betriebssystemen und passe sich auto-

matisch an die Bildschirmgröße des Endgeräts an. Sogar die Nutzung 

auf einem Smartphone sei möglich.

Nach Angaben des hessischen Finanzministeriums reichen derzeit rund 

60 Prozent der deutschen Steuerbürger ihre Steuererklärung auf elekt-

ronischem Weg ein. Ziel sei eine weitere Erhöhung dieser Zahl.

Finanzministerium Hessen, PM vom 19.07.2017

Fehlgeschlagene Vereinbarungen geschiedener  
Eheleute rechtfertigen keinen Steuererlass

Vereinbaren geschiedene Eheleute, dass der Unterhaltsleistende seine 

Zahlungen als Sonderausgaben abziehen kann, die Empfängerin die-

se versteuert und ihr die hierauf entfallende Steuer vom Leistenden 

erstattet wird, ist die Steuer nicht zu erlassen, wenn der Unterhalts-

leistende Steuern nicht erstattet. Dies stellt das Finanzgericht (FG) 

Baden-Württemberg klar.

Die Klägerin stimmte für 2010 dem Antrag ihres geschiedenen Ehe-

manns auf Abzug von Unterhaltsleistungen als Sonderausgaben zu. 

Mit ihrer Unterschrift auf der Anlage U bestätigte sie ihre Kenntnis 

darüber, die Zustimmung gelte auch für alle folgenden Kalenderjahre, 

sofern diese nicht vor Beginn eines Kalenderjahres widerrufen werde. 

Das Finanzamt besteuerte die der Klägerin zugeflossenen Unterhalts-

leistungen 2011 und 2012 als sonstige Einkünfte. Deren geschiedener 

Ehemann verpflichtete sich in einem vor dem Amtsgericht – Famili-

engericht – im März 2015 geschlossenen Vergleich, die auf die Unter-

haltsleistungen entfallende Steuer zu bezahlen.

Hierzu kam es nicht. Über das Vermögen des Ehemanns wurde das 

Insolvenzverfahren eröffnet. Die Klägerin stellte dann beim Finanz-

amt einen Antrag auf Erlass der Steuer. Sie habe dem Ehemann ver-

traut, die für 2010 erteilte Zustimmung gelte nur für ein Jahr und er 

werde die Steuer erstatten. Zivilrechtlich habe sie ihre Zustimmung 

davon abhängig gemacht, dass steuerliche Nachteile ersetzt werden. 

Geschehe dies nicht, liege eine sachliche Unbilligkeit vor. Persönliche 

Billigkeitsgründe lägen auch vor: Ihr Arbeitseinkommen sei gering. Sie 

unterhalte ein minderjähriges Kind und erhalte keinen Unterhalt mehr. 

Das Finanzamt lehnte einen Erlass ab.

Das FG entschied, die Versteuerung der Unterhaltsleistungen sei nicht 

sachlich unbillig. Diese beruhe auf der Zustimmung der Klägerin. Diese 

habe einen zivilrechtlichen Anspruch auf Ausgleich der durch eine Be-

steuerung bedingten Nachteile und trage das Risiko einer Erstattung. 

Diese Risikoverlagerung sei dem Gesetzgeber unter Berücksichtigung 

der Gesetzesbegründung bewusst gewesen. Die Besteuerung sei trotz 

eines nicht durchsetzbaren Ausgleichsanspruchs nicht unbillig, da die 

Unterhaltsleistungen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Kläge-

rin erhöht hätten. Dem stehe nicht entgegen, dass diese aus zivilrecht-

lichen Gründen zugestimmt habe. Sie habe die Wertentscheidungen 

des Zivil- und Insolvenzrechts hinzunehmen. Diese rechtfertigten kei-

nen Billigkeitserlass zum Nachteil der Allgemeinheit.

Im Übrigen wäre die Klägerin gegebenenfalls nicht mit ihrer Forderung 

ausgefallen, wenn sie zeitnah eine Erstattung verlangt hätte. Vertrau-

en enttäuscht habe ihr Ehemann und nicht der Fiskus. Ein Erlass aus 

persönlichen Gründen scheide aus, da dieser nicht der Klägerin zugu-

tekäme. Die wirtschaftliche Notlage sei vor allem durch Ansprüche 

Dritter verursacht.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 26.04.2017, 4 K 202/16

Einkünfte aus britischem Private Equity Fonds  
können steuerfrei sein

Einkünfte aus einem britischen Private Equity Fonds können steuer-

frei sein. Dies geht aus zwei Urteilen des Finanzgerichts (FG) Münster 

hervor. 
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Die im Inland unbeschränkt steuerpflichtigen Kläger waren an einem 

in London ansässigen Fonds beteiligt, dessen Rechtsform mit einer in-

ländischen Kommanditgesellschaft vergleichbar war. Die Stellung der 

Kläger entsprach derjenigen von Kommanditisten. Insgesamt tätigte 

der Fonds zehn Investments in verschiedene Beteiligungen.

Das Finanzamt ging davon aus, dass die inländischen Anleger aus der 

Beteiligung an dem Fonds steuerpflichtige Einkünfte aus Kapitalver-

mögen erzielten und stellte diese gesondert und einheitlich fest, wobei 

es die Höhe mangels Abgabe von Feststellungserklärungen schätzte.

Demgegenüber trugen die Kläger vor, dass ihre Einkünfte als gewerb-

lich zu qualifizieren und deshalb nach dem deutsch-britischen Dop-

pelbesteuerungsabkommen (DBA-GB) im Inland steuerfrei zu stellen 

seien. Ein an Großbritannien gerichtetes Auskunftsersuchen des Bun-

deszentralamts für Steuern führte zu dem Ergebnis, dass der Fonds 

dort (wohl mangels Abgabe von Steuererklärungen) keiner Besteue-

rung unterworfen wurde.

Die Klagen hatten in vollem Umfang Erfolg. Das FG ging wie die Kläger 

davon aus, dass der Fonds gewerbliche Einkünfte erzielt habe. Die Ab-

grenzungskriterien, nach denen ein ausländischer Private Equity Fonds 

als vermögensverwaltend oder gewerblich zu qualifizieren ist, seien 

im Kern dieselben wie bei vergleichbaren Inlandsgesellschaften. Nach 

dem Gesamtbild der Verhältnisse sei der Fonds als gewerblich anzuse-

hen. Nach seiner Grundkonzeption habe er notleidende Unternehmen 

erworben und diese marktgängig gemacht, sodass nicht die Frucht-

ziehung, sondern der Substanzumschlag im Vordergrund gestanden 

habe. Hierfür spreche zusätzlich, dass der Fonds die aus den Verkäu-

fen erzielten Überschüsse nicht reinvestiert, sondern ausgeschüttet 

und er tatsächlich Einfluss auf das Management der Portfolio-Gesell-

schaften genommen habe. Dass er sich für die Geschäftsleitung einer 

Managementgesellschaft bedient habe, stehe dem nicht entgegen, 

weil die jeweils verantwortlichen Personen identisch waren. Als Per-

sonengesellschaft habe der Fonds seinen Gesellschaftern jeweils eine 

Betriebsstätte in Großbritannien vermittelt, sodass Deutschland nach 

dem DBA-GB kein Besteuerungsrecht für die Einkünfte habe.

Die nach dem DBA steuerfreien Einkünfte seien auch nicht nach § 50d 

Absatz 9 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz der inländischen Besteu-

erung zu unterwerfen. Die Tatsache, dass der Fonds in Großbritannien 

keine Steuern bezahlt habe, beruhe nicht auf einer anderen Auslegung 

des DBA-GB, sondern auf rein innerstaatlichen Maßnahmen. Soweit 

Großbritannien den Fonds als vermögensverwaltend eingeordnet ha-

ben sollte, sehe bereits das britische Recht hierfür keine Besteuerung 

vor. Soweit in Großbritannien von einer Gewerblichkeit ausgegangen 

sein sollte, sei die Besteuerung unterblieben, weil der Fonds dort keine 

Steuererklärungen abgegeben habe.

FG Münster, Urteile vom 28.04.2017, 10 K 106/13 F und 10 K 3435/13 F

Betrugsschaden kann als Werbungskosten aus  
Vermietung und Verpachtung absetzbar sein

Wer einem betrügerischen Grundstücksmakler Bargeld in der Annah-

me übergibt, der Makler werde damit den Kaufpreis für ein bebautes 

Grundstück bezahlen, kann den Verlust bei den Werbungskosten aus 

Vermietung und Verpachtung abziehen. Dies setzt nach dem Urteil des 

BFH allerdings voraus, dass er bei Hingabe des Geldes zum Erwerb und 

zur Vermietung des Grundstücks entschlossen war.

Steuerrechtlich sind die anteilig auf ein zur Fremdvermietung bestimm-

tes Gebäude entfallenden Anschaffungs- oder Herstellungskosten bei 

den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung als Werbungskosten 

abziehbar. Sie können im Regelfall aber nicht sofort, sondern nur zeitan-

teilig in Form der Absetzungen für Abnutzung geltend gemacht werden. 

Anders ist dies, wenn die Gegenleistung nicht erbracht wird, wenn es also 

entweder nicht zur Herstellung des Gebäudes oder nicht zur Anschaffung 

kommt. In diesem Fall sind die vergeblich aufgewandten Beträge sofort 

in voller Höhe als vorab entstandene Werbungskosten abziehbar. Das gilt 

nicht nur, wenn für die Hingabe des Geldes (wie üblich) eine vertragliche 

Verpflichtung bestand, sondern auch, wenn es hieran fehlt.

Im Streitfall beabsichtigte der Kläger den Erwerb eines Villengrund-

stücks. Die Villa wollte er teilweise vermieten. Eigentümer war eine 

Stiftung nach liechtensteinischem Recht. Der Kläger vertraute dem 

Makler den Kaufpreis in bar an, nachdem dieser ihm versichert hatte, 

das Geschäft bei Barzahlung in der Schweiz zum Abschluss zu bringen. 

Tatsächlich verwendete der Makler das Geld jedoch für sich.

Finanzamt und Finanzgericht erkannten die geltend gemachten Wer-

bungskosten des Klägers nicht an. Die von ihm an den Makler ohne 

rechtliche Grundlage geleisteten Zahlungen führten nicht zu Wer-

bungskosten.
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Der BFH hat das Urteil des FG aufgehoben und dem Kläger im Grund-

satz Recht gegeben. Die einzige Voraussetzung für die Anerkennung 

vorab entstandener (vergeblicher) Aufwendungen sei die Erwerbs- und 

Vermietungsabsicht. Daran hätten keine Zweifel bestanden. Denn der 

Kläger habe das Grundstück später erworben und tatsächlich vermietet.

Der BFH hat die Sache gleichwohl an das FG zurückverwiesen. Dieses 

müsse noch prüfen, in welchem Zeitpunkt der Kläger davon ausgehen 

musste und durfte, dass er sein Geld vom Makler nicht mehr zurück-

bekommen würde. Hierauf komme es für die Abziehbarkeit als Wer-

bungskosten entscheidend an, betont der BFH.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 09.05.2017, IX R 24/16

Steuerfreie Grundstücksentnahme nur bei einem 
Baudenkmal möglich

Die steuerfreie Grundstücksentnahme nach § 13 Absatz 4 Satz 6 Nr. 2 

EStG ist nur bei einem Baudenkmal möglich. Dies hat das FG Schles-

wig-Holstein entschieden. Nach Auffassung des FG sprechen – trotz 

ihres offenen Wortlauts – der systematische Zusammenhang sowie die 

Entstehungsgeschichte der Norm für dieses Ergebnis.

Das FG folgt damit der rechtskräftigen Entscheidung des FG Baden-

Württemberg vom 15.05.2012 (8 K 1936/09). In der Literatur ist die 

Frage umstritten.

Die vom FG Schleswig-Holstein zugelassene Revision ist beim Bundes-

finanzhof unter dem Aktenzeichen VI R 22/17 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 05.04.2017, 2 K 26/17, 

nicht rechtskräftig

Auslandsaufenthalt der Familie wegen  
Entsendung des Vaters kann Anspruch auf Kindergeld 
ausschließen

Wer sich zwei Jahre aufgrund einer Entsendung durch seinen Arbeit-

geber mit seiner Familie im Ausland aufhält, hat in dieser Zeit keinen 

Anspruch auf Kindergeld, wenn zwar das Eigenheim der Familie in 

Deutschland wohnbereit vorgehalten wird, die Familie aber tatsächlich 

während des Auslandsaufenthalts kein einziges Mal nach Deutschland 

zurückgekehrt ist. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der mit seiner Familie in einem eigenen Haus in Deutschland woh-

nende Kläger wurde auf der Grundlage eines Entsendevertrages von 

seinem Arbeitgeber ins Ausland versetzt. Der Kläger informierte die Fa-

milienkasse über die Entsendung und gab an, seine bisherige Wohnung 

gleichwohl zu behalten. Während des zweijährigen Auslandsaufent-

halts befand sich das Familienwohnhaus in Deutschland weitgehend 

im Zustand wie vor der Abreise des Klägers und seiner Familie, die 

während des Auslandsaufenthalts aber nie nach Deutschland zurück-

gekehrt sind. Aufgrund fehlender Angaben oder Nachweise des Klägers 

zu Inlandsaufenthalten hob die Familienkasse die Kindergeldfestset-

zung für die Zeit der Auslandsabwesenheit der Familie auf. Die hierge-

gen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg.

Für Kinder im Sinne des § 63 EStG habe gemäß § 62 Abs Nr. 1 EStG 

derjenige einen Anspruch auf Kindergeld, der im Inland einen Wohnsitz 

oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder ohne Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland unbeschränkt einkommensteuer-

pflichtig ist oder als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behan-

delt wird. Diese Voraussetzungen erfülle der Kläger nicht, so der BFH.

Der Kläger habe während des Auslandsaufenthalts keinen Wohnsitz im 

Inland gehabt. Hierfür genüge es nicht, wenn die objektiven Wohnver-

hältnisse die Möglichkeit eines längeren Wohnens bieten. Dem Steu-

erpflichtigen müsse die Wohnung grundsätzlich dadurch als Bleibe die-

nen, dass er sie ständig oder doch mit einer gewissen Regelmäßigkeit 

und Gewohnheit, wenn auch in größeren Zeitabständen, tatsächlich 

benutzt.

Hier sprächen die objektiven Wohnverhältnisse für einen beibehalte-

nen inländischen Wohnsitz. Daneben sei aber auch die tatsächliche 

Nutzung in Form von Wohnaufenthalten zu berücksichtigen. Hier sei 

entscheidend ins Gewicht gefallen, dass der Kläger und seine Tochter 

sich während des zweijährigen Auslandsaufenthalts überhaupt nicht 

in der inländischen Wohnung aufgehalten haben und entsprechende 

Inlandsaufenthalte auch von vornherein nicht geplant waren. Dies 

schließe die Annahme eines inländischen Wohnsitzes ebenso aus wie 

die Annahme eines gewöhnlichen Aufenthalts des Klägers im Inland. 

Dieser sei auch weder unbeschränkt einkommensteuerpflichtig noch 

werde er als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behandelt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.01.2017, 8 K 50/16
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Arbeitnehmer

Privatnutzung eines betrieblichen Pkw grundsätzlich 
anzunehmen

Der Anscheinsbeweis für die auch private Nutzung eines betriebli-

chen Fahrzeugs ist nicht erschüttert, wenn der Steuerpflichtige zwar 

vorträgt, ihm stehe ein weiteres Fahrzeug zur privaten Nutzung zur 

Verfügung, er aber gleichzeitig aussagt, dass dieses auch von seiner 

Lebensgefährtin für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ge-

nutzt wird. Dies geht aus einem Urteil des Finanzgerichts (FG) Münster 

hervor.

Der Kläger war im Streitjahr 2010 als Versicherungsvertreter gewerb-

lich tätig. Seinen Gewinn ermittelte er durch Einnahmen-Überschuss-

rechnung. Im Betriebsvermögen hielt er einen VW Touareg, den seine 

Lebensgefährtin mit Vertrag vom 09.12.2005 geleast hatte. Die Lea-

singraten und die Fahrzeugkosten trug der Kläger. Die wirtschaftliche 

Zurechnung des VW zum Kläger ist zwischen den Beteiligten unstrei-

tig. Ein Fahrtenbuch führte der Kläger für das Fahrzeug – wie auch in 

2009 – nicht.

Bereits für 2009 war der Ansatz einer privaten Kfz-Nutzung, die der 

Kläger mit 6.612 Euro (Bruttolistenpreis 55.100 Euro X ein Prozent X 

zwölf Monate) angesetzt hatte, streitig. Zur Begründung seiner gegen 

den Einkommensteuerbescheid 2009 erhobenen Klage führte der Klä-

ger aus, dass der VW Touareg ausschließlich betrieblich genutzt werde. 

Für Privatfahrten stehe ihm ein Suzuki Vitara zur Verfügung, der auch 

von der Lebensgefährtin für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits-

stätte genutzt werde. Beide Fahrzeuge seien in Status und Ausstattung 

als gleichwertig anzusehen. Wegen der Kilometerbegrenzung gemäß 

Leasingvertrag komme eine Privatnutzung des Leasingfahrzeugs nicht 

in Betracht.

Für das Streitjahr 2010 gab der Kläger erneut einen Privatnutzungs-

anteil für das Fahrzeug in Höhe von 6.612 Euro in seiner Gewinner-

mittlung an. Gegen den Einkommensteuerbescheid legte er Einspruch 

ein und verwies auf das zu diesem Zeitpunkt noch laufende Klagever-

fahren für 2009. Nachdem der Kläger die Klage gegen den Einkom-

mensteuerbescheid für 2009 sodann zurückgenommen hatte, führte 

er zum Einspruchsverfahren für 2010 ergänzend aus, dass er seinen 

Geschäftsbetrieb seit August 2009 in seinem Wohnhaus unterhalte 

und daher keine Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte mehr 

anfielen.

Der Beklagte wies die Einsprüche als unbegründet zurück. Der VW Tou-

areg und der Suzuki Vitara seien nach Alter, Größe, Leistung und Preis 

nicht als gleichwertig anzusehen. Da für Fahrten zwischen Wohnung 

und Betriebsstätte kein Zuschlag angesetzt worden sei, komme es auf 

die Verlegung des Betriebs in das Privathaus nicht an.

Die hiergegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Der angefochte-

ne Einkommensteuerbescheid für 2010 sei nicht rechtswidrig und 

verletze den Kläger nicht in seinen Rechten, so das FG. Der Beklagte 

habe zu Recht einen Privatnutzungsanteil für den VW Touareg in Höhe 

von 6.612 Euro angesetzt. Nach dem Einkommensteuergesetz sei die 

private Nutzung eines Kraftfahrzeugs, das zu mehr als 50 Prozent be-

trieblich genutzt wird, für jeden Kalendermonat mit einem Prozent 

des inländischen Listenpreises zum Zeitpunkt der Erstzulassung zu-

züglich der Kosten für Sonderausstattung einschließlich Umsatzsteuer 

anzusetzen. Nach dem Beweis des ersten Anscheins ergebe sich, dass 

dienstliche Fahrzeuge, die zu privaten Zwecken zur Verfügung stehen, 

auch tatsächlich privat genutzt werden. Etwas anderes gelte, wenn 

es sich um ein Fahrzeug handelt, das typischerweise zum privaten 

Gebrauch ungeeignet ist. Zur Erschütterung des Anscheinsbeweises 

reiche die bloße Behauptung des Steuerpflichtigen, das Fahrzeug sei 

nicht privat genutzt worden, nicht aus. Der Anscheinsbeweis sei dem-

gegenüber entkräftet, wenn für private Fahrten andere Fahrzeuge zur 

Verfügung stehen, die dem betrieblichen Fahrzeug in Status und Ge-

brauchswert vergleichbar sind.

Im Streitfall spreche der Beweis des ersten Anscheins für eine private 

Nutzung des betrieblichen Fahrzeugs VW Touareg. Dieser eigne sich 

typischerweise auch für Privatfahrten und habe dem Kläger uneinge-

schränkt zur Verfügung gestanden, so das FG. Der Kläger habe den An-

scheinsbeweis nicht erschüttert. Dabei könne dahinstehen, ob der VW 

Touareg dem Suzuki Vitara in Status und Gebrauchswert vergleichbar 

ist. Denn der Vitara habe dem Kläger nicht uneingeschränkt für Privat-

fahrten zur Verfügung gestanden. Nach dessen eigenen Angaben habe 

seine Lebensgefährtin dieses Fahrzeug für Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte genutzt. Nach der allgemeinen Lebenserfahrung sei 

davon auszugehen, dass sie das Fahrzeug auch für Privatfahrten nutzte. 
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Bei einem solchen Sachverhalt gehe auch der Bundesfinanzhof nicht 

von einer Erschütterung des Anscheinsbeweises aus (vgl. Urteil vom 

19.05.2009, VIII R 60/06).

Der Vortrag des Klägers, aufgrund einer Beschränkung der Kilome-

terleistung nach dem Leasingvertrag scheide eine Privatnutzung aus, 

führt laut FG ebenfalls nicht zu einer Erschütterung des Anscheinsbe-

weises. Eine solche Beschränkung sei bereits nicht nachgewiesen wor-

den. Von den vorgelegten Leasingverträgen enthalte lediglich der ur-

sprüngliche Vertrag von 2005, der Ende 2009 auslief, eine „vereinbarte 

Gesamtfahrleistung“. Aus dem Verlängerungsvertrag von 2010 ergebe 

sich eine solche Beschränkung gerade nicht mehr. Unabhängig davon 

seien bei einer im Leasingvertrag vereinbarten Gesamtfahrleistung von 

20.000 Kilometer pro Jahr Privatfahrten nicht ausgeschlossen.

Weitere Begründungen zur Erschütterung des Anscheinsbeweises habe 

der Kläger nicht vorgetragen. Insbesondere habe er kein Fahrtenbuch 

geführt. Aus diesem Grund komme der Ansatz der Nutzungsentnahme 

nur nach der so genannten Ein-Prozent-Regelung und nicht nach den 

tatsächlichen Fahrzeugkosten in Betracht. Die Höhe des Bruttolisten-

preises sei vom Kläger selbst angesetzt worden und zwischen den Be-

teiligten nicht streitig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 21.06.2017, 7 K 3919/14 E

Überbrückungsleistungen des Arbeitgebers bis zum 
Renteneintritt beitragsfrei

Für ein „betriebliches Ruhegeld“ aus einer Direktzusage des früheren 

Arbeitgebers sind keine Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 

zu zahlen, solange die Zahlung Überbrückungsfunktion hat. Mit Ren-

teneintritt, spätestens aber mit Erreichen der Regelaltersgrenze unter-

liegen solche Leistungen als Versorgungsbezüge der Beitragspflicht. 

Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) entschieden.

Geklagt hatte ein Arbeitnehmer, dem bei Beendigung seines Arbeits-

verhältnisses ab „Erreichen des 55. Lebensjahres die Betriebsrente 

von 1327,55 DM monatlich“ zugesagt und ab Dezember 1998 laufend 

ausgezahlt worden war. Wenig später nahm der Kläger eine andere 

versicherungspflichtige Beschäftigung auf. Seit Beginn seiner Alters-

rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zahlt er auch auf die 

Betriebsrente Krankenversicherungsbeiträge. Seine Krankenkasse ver-

langte von ihm hierfür jedoch auch für die Zeit vor Rentenbeginn die 

Nachzahlung von Beiträgen. Widerspruch, Klage und Berufung des 

Klägers blieben ohne Erfolg.

Das BSG hat seiner Revision stattgegeben und entgegen der Ansicht 

der Vorinstanzen entschieden, dass es sich bei der Betriebsrente aus 

der Direktzusage bis zum Beginn der Altersrente nicht um einen Ver-

sorgungsbezug handelt, der in der gesetzlichen Krankenversicherung 

(GKV) beitragspflichtig ist.

Damit hat das BSG seine Rechtsprechung aus dem Jahr 2015 fortentwi-

ckelt, wonach Leistungen, die ein Arbeitgeber an einen Arbeitnehmer 

nach dessen Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis zur Überbrückung 

der Zeit bis zum Renteneintritt zahlt, keine beitragspflichtigen Versor-

gungsbezüge sind, wenn für den Leistungsbeginn auf ein Lebensalter 

abgestellt wird, das nach der Verkehrsanschauung typischerweise 

nicht schon als Beginn des Ruhestands gelten kann, und diese Zuwen-

dung bis zum Eintritt in den gesetzlichen Ruhestand befristet ist.

Nunmehr hat das BSG entschieden, dass auch auf unbefristete Leis-

tungen keine Krankenversicherungsbeiträge zu zahlen sind, solange 

der Überbrückungszweck der Leistung im Vordergrund steht. Dies kann 

nach Ansicht des BSG jedoch nur bis zum Renteneintritt, längstens 

aber bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze der Fall sein. Die Versi-

cherungs- und Beitragspflicht in der GKV greife in die grundgesetzlich 

geschützte allgemeine Handlungsfreiheit ein. Dieser Eingriff sei dem 

Gebot grundrechtsschonender Auslegung entsprechend möglichst ge-

ring zu halten und das Gesetz folglich dahin auszulegen, dass auch un-

befristete, über den Renteneintritt hinaus gezahlte Arbeitgeberleistun-

gen solange keine Versorgungsbezüge und daher beitragsfrei sind, als 

sie vorrangig einem Überbrückungs- und keinem Versorgungszweck 

dienen. Mit dem Beginn des tatsächlichen Rentenbezugs sowie der 

gesetzlich festgelegten Regelaltersgrenze lägen, so das BSG, zudem 

einfach festzustellende Merkmale vor, an welche die Krankenkassen 

im Rahmen der Massenverwaltung für das Ende der Beitragsfreiheit 

solcher Leistungen anknüpfen können.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.07.2017, B 12 KR 12/15 R
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Arbeitnehmer-Mitbestimmung: Deutsches Gesetz 
mit EU-Recht vereinbar

Das deutsche Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 

ist mit dem Unionsrecht vereinbar. Der Ausschluss der außerhalb 

Deutschlands beschäftigten Arbeitnehmer eines Konzerns vom akti-

ven und passiven Wahlrecht bei den Wahlen der Arbeitnehmervertre-

ter im Aufsichtsrat der deutschen Muttergesellschaft verstoße nicht 

gegen die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, hat der Gerichtshof der Eu-

ropäischen Union (EuGH) entschieden.

Die TUI AG, eine deutsche Aktiengesellschaft, steht an der Spitze des 

weltweit tätigen Touristikkonzerns TUI. Der Konzern beschäftigt in 

Deutschland über 10.000 Personen und in den übrigen Mitgliedstaa-

ten der Union fast 40.000 Personen. Konrad Erzberger, ein  Anteils-

eigner der TUI AG, wendet sich vor den deutschen Gerichten gegen 

die Zusammensetzung des Aufsichtsrats dieser Gesellschaft, der mit 

der Überwachung des das Unternehmen leitenden Vorstands betraut 

ist. Nach dem deutschen Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeit-

nehmer werden die Mitglieder des Aufsichtsrats der TUI AG jeweils zur 

Hälfte von den Anteilseignern und den Arbeitnehmern bestimmt. 

Erzberger macht geltend, das deutsche Gesetz über die Mitbestim-

mung der Arbeitnehmer verletze das Unionsrecht, da es vorsehe, dass 

nur die in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer der Konzerns die 

Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat wählen könnten und in den 

Aufsichtsrat wählbar seien. Dass die bei einer Tochtergesellschaft der 

TUI-Gruppe in einem anderen Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitneh-

mer – bei denen es sich in der Regel nicht um deutsche Staatsangehö-

rige handeln werde – an der Zusammensetzung des Aufsichtsrats der 

TUI AG nicht mitwirken dürften, verstoße daher gegen das allgemeine 

Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit. Dar-

über hinaus sei der Verlust der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat bei einer 

Versetzung in einen anderen Mitgliedstaat geeignet, die Arbeitnehmer 

davon abzuhalten, von der Arbeitnehmerfreizügigkeit Gebrauch zu 

machen. 

Das Kammergericht hat beschlossen, den EuGH zur Vereinbarkeit des 

deutschen Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer mit 

dem Unionsrecht zu befragen. 

Der EuGH unterscheidet zwei Fallgestaltungen. Zu den bei einer Toch-

tergesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als Deutsch-

land beschäftigten Arbeitnehmern der TUI-Gruppe stellt er fest, dass 

ihre Situation nicht anhand des allgemeinen Verbots der Diskriminie-

rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit zu prüfen ist, sondern an-

hand der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die ein besonderes Verbot der 

Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit für den Bereich 

der Arbeitsbedingungen darstellt. Der EuGH stellt sodann fest, dass 

die Situation der fraglichen Arbeitnehmer nicht unter die Freizügigkeit 

der Arbeitnehmer fällt. Die betreffenden Bestimmungen seien nämlich 

nicht auf Arbeitnehmer anwendbar, die nie von ihrer Freizügigkeit in-

nerhalb der EU Gebrauch gemacht haben oder Gebrauch machen wol-

len. Dass die Tochtergesellschaft, bei der die betreffenden Arbeitneh-

mer tätig sind, von einer Muttergesellschaft mit Sitz in einem anderen 

Mitgliedstaat (im vorliegenden Fall Deutschland) kontrolliert wird, sei 

insoweit ohne Bedeutung.

Zu den in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmern der TUI-Gruppe, 

die ihre Stelle aufgeben, um eine Stelle bei einer in einem anderen Mit-

gliedstaat ansässigen Tochtergesellschaft dieses Konzerns anzutreten, 

stellt der EuGH fest, dass ihre Situation grundsätzlich unter die Frei-

zügigkeit der Arbeitnehmer fällt. Ihre Situation sei daher nicht anhand 

des allgemeinen Verbots der Diskriminierung aus Gründen der Staats-

angehörigkeit zu prüfen. Der Verlust des aktiven und des passiven 

Wahlrechts für die Wahlen der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 

der deutschen Muttergesellschaft sowie gegebenenfalls der Verlust 

des Rechts auf Ausübung oder weitere Ausübung eines Aufsichtsrats-

mandats stellten jedoch keine Behinderung der Freizügigkeit dar.

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer garantiere einem Arbeitnehmer 

nämlich nicht, dass ein Umzug in einen anderen Mitgliedstaat als 

seinen Herkunftsmitgliedstaat in sozialer Hinsicht neutral sein wird. 

Ein solcher Umzug könne aufgrund der Unterschiede, die zwischen 

den Systemen und den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten beste-

hen, für den betreffenden Arbeitnehmer je nach Einzelfall Vor- oder 

Nachteile in diesem Bereich haben. Daher verschaffe die Arbeitneh-

merfreizügigkeit dem Arbeitnehmer nicht das Recht, sich im Aufnah-

memitgliedstaat auf die Arbeitsbedingungen zu berufen, die ihm im 

Herkunftsmitgliedstaat nach dessen nationalen Rechtsvorschriften 

zustanden.
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Das Unionsrecht hindere einen Mitgliedstaat nicht daran, im Bereich 

der kollektiven Vertretung und Verteidigung der Arbeitnehmerinteres-

sen in den Leitungs- und Aufsichtsorganen einer Gesellschaft nationa-

len Rechts – der bislang nicht Gegenstand einer Harmonisierung oder 

auch nur einer Koordinierung auf Unionsebene war – vorzusehen, dass 

die von ihm erlassenen Vorschriften nur auf die Arbeitnehmer inländi-

scher Betriebe Anwendung finden. 

Im vorliegenden Fall gehöre die durch das deutsche Gesetz über die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer eingeführte Mitbestimmungsre-

gelung, die darauf abzielt, die Arbeitnehmer durch gewählte Vertre-

ter in die Entscheidungs- und strategischen Organe der Gesellschaft 

einzubeziehen, sowohl zum deutschen Gesellschaftsrecht als auch 

zum deutschen kollektiven Arbeitsrecht, deren Anwendungsbereich 

Deutschland auf die bei inländischen Betrieben tätigen Arbeitnehmer 

beschränken könne, sofern eine solche Beschränkung auf einem objek-

tiven und nicht diskriminierenden Kriterium beruht. 

Was insbesondere den Verlust der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat 

nach einer Versetzung in einen anderen Mitgliedstaat betrifft, stellt 

der EuGH fest, dass dies nur die Folge der legitimen Entscheidung 

Deutschlands ist, die Anwendung seiner nationalen Vorschriften im 

Bereich der Mitbestimmung auf die bei einem inländischen Betrieb tä-

tigen Arbeitnehmer zu beschränken. 

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 18.07.2017, C-566/15

Teilnahme an Hindernislauf trotz Krankschreibung: 
Entlassung eines Polizisten rechtens

Ein Polizist, der an einem 16 Kilometer langen Hindernislauf teilnimmt, 

obwohl er sich zuvor unter Vorlage eines ärztlichen Attestes wegen 

einer Fußverletzung krank gemeldet hatte, darf aus dem Dienstver-

hältnis auf Probe entlassen werden. Dies hat das Verwaltungsgericht 

(VG) Cottbus entschieden und den Eilantrag eines Polizisten gegen die 

sofortige Vollziehbarkeit der Entlassungsverfügung abgelehnt.

Das VG hat die Einschätzung des Dienstherrn bestätigt, dass ein sol-

ches Verhalten Zweifel an der charakterlichen Eignung des Beamten 

begründet. Insbesondere teilt das Gericht die Ansicht, dass die vom 

Beamten vorgelegte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung durch dessen 

eigenes Verhalten widerlegt wurde.

Die Schwere der Verfehlung rechtfertige auch die sofortige Vollzieh-

barkeit, so das VG weiter. Erlaubt es die körperliche Verfassung, Sand-

kuhlen, Tunnel, natürliche Hindernisse, Stolperfallen, Strohballen, 

schlammiges Wasser, Schlammgraben et cetera zu überwinden und 

dabei Platz 127 von insgesamt 649 Teilnehmern einzunehmen, liege 

darin ein Missbrauch der Krankschreibung, der ein besonders außerge-

wöhnliches Ausmaß erreiche. Als zusätzlich erschwerend wertete das 

VG, dass sich der Antragsteller seiner Laufleistung unter Angabe seines 

Berufes auf Facebook rühmte.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Sie kann mit einer Beschwer-

de zum Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg angefochten 

werden.

Verwaltungsgericht Cottbus, Beschluss vom 23.06.2017, 4 L 110/17, 

nicht rechtskräftig


